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‚In Sachen
Zugestellt an:

Revisionskläger am ' '
18.0ktober 1958,

„ „ „ . „ „ „ . „ „ „ „ . . „ . „ „ . . . „Revisionsbeklagte am .* _‚ . "
20.0ktober 1958'

Kläger und Revisionskläger,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 9„ Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung nach 5 124 Abs„ 2 des
' Sozialgerichtsgesetzes am 19. September 1958

für Recht erkannt: " '

' Die Revision gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Hamburg vom 12„ Januar 1955 wird

‘zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu er—

statten„

Von Rechts wegen„
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Der Kläger bezog laut Bescheid vom 12„ Januar 1949 Rente nach

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdEo) um 50 V°H„ wegen
Herzmuskelsehwäche und allgemeiner Nervenschwäche nach der

Sozialversicherungsdirektive (SVD) 27° Die Leiden wurden als

Folge von Einwirkungen bei Luftangriffen auf Hamburg im Juli 19h}

angesehen° Das Versorgungsamt (VersorgA,) übernahm mit Umaner—

kennungsbeseheid vom 15„ November 1951 die anerkannten Schädi«

gungsfolgen mit einer MdEu um 50 V.H. ab 1° Oktober 1950 nach

dem Bundesversorgungsgesetz (BVG)°
_ \

Nach versorgungsärztlieher Untersuchung von Amts wegen am lo°

Juni 1952 stellte das VersorgA. mit Bescheid vom 20° November

1952 die Zahlung der Rente ein, In dem Bescheid heisst es, daß

ein rechtskräftiger Bescheid aufgehoben werden könne, wenn

festgestellt wird, daß die Voraussetzungen der Bescheiderteilung

sich als unzutreffend erweisen. Da kein Versorgungsleiden mehr

vorliege, werde die Rente mit Ablauf des Monats, der auf die

Zustellung folge (@ 86 BVG), entzogen°

Der Beschwerdeausschuß.wies den Einspruch‘des Klägers als un—

begründet zurück° Die Aberkennung der Schädigungsfolgen finde

ihre formell—rechtliche Stütze in Ziffer 26 der Sozialversiche-

rungsanordnung (BVA) 11°

Auf die Berufung des Klägers hat das Sozialgericht (SG„), auf

das die Sache am 1° Januar 1954 als Klage übergegangen war,

durch Urteil vom l° Oktober 1954 den Bescheid vom 20„ November

1952 sowie die Entscheidung des Beschwerdeausschusses aufgehoben

und den Beklagten verurteilt, dem Kläger für die mit Bescheid

vom 15° November 1951 anerkannten Schädigungsfolgen eine Rente

nach einer MdB, um 50 V„H._weiter zu zahlen° Es führte aus,

die Rente sei durch den angefochtenen Bescheid auf Grund wesent—

licher Änderung der Verhältnisse entzogen worden, die Voraus—

setzungen hierfür seien aber nach den eigenen tatsächlichen

Feststellungen des Beklagten nicht gegeben.

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte Berufung eingelegt, Das

Landessozialgericht (LSG.) hat durch Urteil vom 12, Januar 1955
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das Urteil des SG° aufgehoben und die Klage zurückgewiesen°

Revision ist zugelassen worden° Das LSG„ hat ausgeführt, der

angefochtene Bescheid vom 20„ November 1952 sei ein Berichti—

gungsbescheid (Zuungunsten—Bescheid) auf Grund der Ziffer 26

der SVA 11° Diese Vorschrift habe auch nach dem Inkrafttreten des

BVG bis zum 51„ Dezember 1952 weiter gegolten° Die SVD 31 und

@ 85 Satz 1 BVG stünden der Weitergeltung dieser Ermächtigung

nicht entgegen„ Sachlich sei zweifelsfrei erwiesen, daß die An—

erkennung von Herzmuskelschwäche und allgemeiner Nervenschwäche

als Versorgungsleiden in den Bescheiden vom 12° Januar 19ü9 und

15„ November 1951 unrichtig gewesen ist„

Der Kläger hat gegen das Urteil Revision eingelegt und beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des LSG° Hamburg vom 120 Januar 1955

die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG° Hamburg vom

1° Oktober 1954 —KO 597/5Ä — zurückzuweisen und die Beklagte zu
verurteilen, dem Kläger auch die Kosten des 2 und }. Rechtszuges

zu erstatten In der Revisionsbegründung macht er geltend, Ziffer

26 SVA 11 sei nicht anwendbar gewesen„

Der Beklagte hat die Zurückweisung der Revision beantragt°

Die Beteiligten haben sich mit Entscheidung ohne mündliche Ver—

handlung einverstanden erklärt° '

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet

worden° Sie ist infolge Zulassung statthaft (@ 162 Abs° 1 Nr„ 1

des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —) Sie ist Jedoch nicht be-

gründet '

Der Kläger rügt eine Verletzung des @ 85 Satz 1 BVG durch gesetzwid—

rige Anwendung der Ziffer 26 SVA 11„

Der Bescheid vom 2og November 1952 hebt den Bescheid nach der

SVD 27 und den BVG—Umanerkennungsbescheid nicht ausdrücklich

und wörtlich auf und führt keine Gesetzesbestimmungen an, mit

der die Entziehung der Versorgungsleistungen begründet wird° Er

gibt aber den Wortlaut der Ziffer 26 SVA 11 wieder, nämlich, daß

ein rechtskräftiger Bescheid aufgehoben werden kann, wenn fest-

gestellt wird, daß die Voraussetzungen der Bescheidertcilung sich
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als unzutreffend erweisen° In den Erörterungen über
die

Leiden
Iwird ausgedrückt, daß das Versorng die Herzmuskélschwäche und

allgemeine.Nervenschwäche als von Anfang an, d„h„ bereits mit

Bescheid vom 12, Januar 19A9, zu Unrecht anerkannt ansieht;

denn es führt aus, daß die bei der ersten Untersuchung (19A8)

5 Jahre nach dem Luftangriff (1945) festgestellte Nervenschwäche

eine Konstitutionsanomalie darstelle und eine Herzmuskelschwäche

am 10, Juni 1952 nicht festgestellt werden konnte, daß es sich

vielmehr um sklerotisch bedingte Veränderungen am Herzen handele°

Der Bescheid nimmt Bezug auf die Erklärung des Klägers vom 29,

Oktober 1947, den Bescheid vom 12„ Januar 19A9 und die Renten-

gewährung ab 1„ August 1947° Hieraus iSt zu entnehmen, daß der

Bescheid vom 2o„ November 1952 die Versorgungsbezüge nicht wegen
Änderung der gesundheitlichen Verhältnisse nach Erlaß des BVG—

Umanerkennungsbescheids gemäß 5 62 Abs° 1 und 2 BVG neu festr
stellen, sondern — bei gleichgebliebenem körperlichen Zustand -

die bindende Wirkung der in den vorausgegangenen Bescheiden aus—

gesprochenen Anerkennung von Schädigungsfolgen beseitigen wollte,

Er hebt also im Ergebnis die Bescheide vom 12° Januar 1949 und

15„ November 1951 auf. Der Beschwerdeausschuß hat in seiner Ent-

scheidung ausdrücklich auf Ziffer 26 der SVA 11 Bezug genommen°

Nach @ 95 SGG ist Gegenstand der Klage der Verwaltungsakt in

der Gestalt, die er durch diese Entscheidung gefunden hat (Ent—

scheidung des erkennenden Senats vom 11° April 1957 in SozR‚

SGG @ 95 Da 1 Nr„ 1), Der_angefochtene Bescheid war somit als

Berichtigungsbescheid nach Ziffer 26 der SVA 11 anzusehen‚ Der

Beklagte hat diese Vorschrift nach @ 84 Abs° } BVG zu Recht

herangezogen, Ziffer 26 der SVA 11 war rechtswirksam erlassen.

Sie galt bis 51, Dezember 1952° Ihre Ermächtigung zur Aufhebung

bindend gewordener Bescheide beschränkte sich nicht auf Be—

scheide, die auf Grund der SVD 27 erteilt worden waren. Auch Be—

scheide, die nach dem BVG ergangen sind, konnten bis 51° Dezember

1952 auf Grund der Ziffer 26 der SVA 11 aufgehoben werden, Der

Senat schließt sich in dieser Hinsicht den Entscheidungen des

Bundessozialgerichts (BSG„) an (vgla BSG. 5 S. 251, BSG° vom
12„ Februar und 12„ März 1958 in SozR., SVA 11 Allgemein, Ca 1

Nr° 2 und Ca 2 Nr; 5, ferner BSG° vom 17„ Juli 1958 — 11/9 RV

968/55)a '
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Zwar haben die nach bisherigem Versorgungsrecht erlassenen

Bescheide mit dem Außerkrafttreten der früheren Versorgungs—

gesetze ihre Rechtsgrundlage verloren. Sie sind damit für die

Zeit seit dem Außerkrafttreten des bisherigen Rechts hinfällig

geworden (BSG° } S, 251 1ä557)„ Ihre Wirksamkeit und Bedeutung
während der Geltungsdauer des aufgehobenen Versorgungsrechts

bis zum 30„ September 1950 wird jedoch nicht betroffen° Diese

Rechtsverbindlichkeit nach bisherigem Versorgungsrecht ist für

die Zeit nach dem 30, September 1950 nicht bedeutungslos, denn
@ 85 Satz 1 BVG nimmt auf Entscheidungen nach bisherigem Versor—

gungsrecht über die Frage des ursächlichen Zusammenhangs einer '

Gesundheitsstörung mit_einem schädigenden Vorgang im Sinn des

5 1 BVG Bezug° @ 85 Satz 1 BVG steht aber der weiteren Anwendung
der Ziffer 26 SVA 11 nicht entgegen° Nach @ 85 BVG ist, soweit

nach bisherigen versorgungsrechtlichen Vorschriften über die

Frage des ursächlichen Zusammenshangs einer Gesundheitsstörung

mit einem schädigenden Vorgang im Sinne des 5 1 BVG entschieden

werden ist, die Entscheidung auch nach dem BVG reehtsverbindlich°

Diese Vorschrift betrifft nur die nach dem BVG zu erlassende Ent-

scheidung° Sie bestimmt nur, wie der ursäehliche Zusammenhang

einer Gesundheitsstörung mit einer Schädigung im Sinne des @ 1

BVG in der Entscheidung nach dem BVG zu beurteilen ist, wenn

über diese Frage bereits nach bisherigem Versorgungsrecht ent—

schieden werden ist, @ 85 BVG wirkt nicht auf die frühere Ent—
scheidung selbst.) Er knüpft vielmehr an die Tatsache einer

solchen früheren Entscheidung bestimmte Wirkungen für die Ent—

scheidung nach dem BVG° Die Existenz einer derartigen früheren

Entscheidung ist nach @ 85 BVG ein Tatbestandsmerkmal für die

materiell—rechtliche Entscheidung nach dem BVG (Vgl„ Rosenberg,

ZPO, 7„ Aufl° @ 1A6 II 5)„ 5 85 BVG beeinflußt daher nicht die

Wirksamkeit anderer gesetzlicher Vorschriften, die die frühere

Ehtscheidung unmittelbar betreffen können, wie Aufhebung,

Wiederaufnahme des Verfahrens° Wird die frühere Entscheidung

auf Grund einer anderen gesetzlichen Vorschrift beseitigt, so

entfällt damit das Tatbestandsmerkmal des @ 85 BVG„ @ 85 Satz 1

BVG schließt daher die weitere Anwendung der Ziffer 26 SVA 11

nicht aus° Wenn sich die Voraussetzungen der Bescheiderteilung

nach bisherigem Versorgungsrecht als unzutreffend erweisen, der.

Bescheid also von Anfang an unrichtig war, so kann die Tatbee
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standswirkung
nach 5 85 BVG nur durch Aufheben des früheren

Bescheids nach Ziffer 26 SVA 11 beseitigt werden; denn die Auf—

hebung wirkt — abgesehen davon, ob gewährte Leistungen zurück—

gefordert werden können — auf den Zeitpunkt der Bescheidertei—

lung zurück, im Gegensatzzu demHinfälligwerden mit Außerkraft—
treten des bisherigen Versorgungsrechts. Wird der frühere Be—

scheid aufgehoben, so liegt keine Entscheidung nach bisherigem

Versorgungsrecht im Sinne des 5 85 Satz 1 BVG vor.

Nachder Entscheidungdes BSG.Band4 s. 116mußnach @85 Satz 1
VBVG die rechtsverbindliche Entscheidung nach bisherigem Ver-

sorgungsrecht in dem Zeitpunkt vorliegen, in dem die Verwaltungsf

behörde erstmals nach dem BVG über die Zusammenhangsfrage ent-

scheidet° Es könnte fraglich erscheinen, ob ein BVG—Bescheid,

dem eine Entscheidung nach bisherigem Versorgungsreeht im Sinne

des 5 85 Satz 1 BVG vorausging, aufgehoben werden kann, wenn die

Entscheidung nach bisherigem Versorgungsrecht erst nach Erlaß

des BVG-Bescheids aufgehoben wird. Es kommt darauf an, ob durch

die nachträgliche, aber zurückwirkende Aufhebung des Bescheids

nach bisherigem Versorgungsrecht die Voraussetzungen der Be-

scheiderteilung nach dem BVG sich als unzutreffend erweisen„

Dies ist zu bejahen. Durch die rückwirkende
Kraft der Aufhebung

des nach bisherigem Versorgungsrecht ergangenen Bescheids ist die

Rechtslage dieselbe, wie wenn der Bescheid nie ergangen wäre

(vgl. im Wiederaufnahmerecht @ 580 Nr. 6 ZPO; Stein—Jonas—

Schönkc, ZPO, 18. Aufl., IV 1 zu S 590; Lindenmaier-Möhring,
Nr. 2 zu @ 578 ZPO)° Die Aufhebung eines bindenden Bescheids
wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der aufzuhebende Bescheid

in der Zwischenzeit Wirkungen auf andere rechtserhebliche Vor—

gänge, wie hier nach 5 85 Satz 1 BVG auf den BVG-Bescheid, aus—

geübt hat. Eine derartige Einschränkung ist aus dem Gesetz

‚nicht zu entnehmen. Sie ergibt sich auch nicht aus dem Ausnahme—

'charakter der Vorschrift über die Aufhebung bindender unrichti—

ger Beséheido° Auch der Gedanke der Kontinuität in der Beur—

teilung des ursächlichen Zusammenhangsin s 85 Satz 1 BVG
(BSG. & S. 120) führt nicht zu einer derartigen Beschränkung.

V Die bindende Wirkung eines nicht angefochtenen Bescheids dient
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der Rechtssicherheit° Hiervon macht die gesetzliche Möglich4

keit, unrichtige Bescheide aufzuheben, bewußt eine Ausnahme°

Der Grundsatz des Schutzes der Rechtssicherheit und des Ver—

trauens tritt in diesen Fällen hinter den Grundsatz der sach—

lichen Richtigkeit der Bescheide zurück; Diese Gedanken gelten“

auch bei @ 85 Satz 1 BVG„ @ 85 BVG verleiht dem Beschädigten

nicht größere Rechte als er nach bisherigem Versorgungsrecht

besaß. Trotz der Rechtskraft_des Bescheids mußte der Beschä—

digte damit rechnen, daß sich der Bescheid als unrichtig er—
weisen und aufgehoben werden könnte, unabhängig davon, ob er

die Unrichtigkeit des Bescheids kannte oder nicht° Die Tatbe—

standswirkung, die © 85 Satz 1 BVG Bescheiden nach bisherigem
Versorgungsrecht gewährt, kann nicht stärker sein, als die

bindende Wirkung des früheren Bescheids selbst, die eine Auf—

hebung wegen Unrichtigkeit nicht ausschlob°

Die Verwaltungsbehörde konnte somit grundsätzlich den Bescheid

nach der SVD 27 vom 120 Januar 1949 und den BVG-Umanerkennungs-

bescheid vom 150 November 1951 nach Ziffer 26 SVA 11 und © 84

Abs° 5 BVG aufheben, worauf sie auch nicht etwa durch Still—

schweigen im Bescheid vom 15„ November 1951 verzichtet hat°

Der Senat hatte weiter zu entscheiden‚ ob der Beklagte den Be—”

scheid nach der SVD 27 und den BVG-Umanerkennungsbescheid zu

\ Recht als unrichtig angesehen und beseitigt hat]

Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren der Kriegsepferver—

sorgung (VeerG) vom 20 Mai 1955 regelt die Voraussetzungen

eines Berichtigungsbescheids neu° Es war daher zunächst zu ent—

.scheiden, ob der Entziehungsbescheid vom 200 November 1952
.

nach dem im Zeitpunkt seines Erlasses bestehenden Recht (Zif—

fer 26 SVA 11) oder nach 5 41 VeerG zu beurteilen ist; denn
5 52 VeerG bestimmt, daß in den am 1„ April 1955 anhängigen

Sachen für das weitere Verfahren die Vorschriften dieses Ge—

-setzes maßgebend sind° _1’ .

Die vorliegende Klage ist eine reine Anfechtungsklage (@ 54

Abs° 1 SGG)° Der Kläger begehrt die Aufhebung des Entziehungs—

bescheidso Der vom Kläger erstrebte Erfolg, nämlich die Weiter—
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zahlung der Rente, würde mit der Aufhebung des Entziehungsbe—

scheids eintreten? Damit bliebe der BVG—Umanerkennungsbescheid

ohne weiteren Verwaltungsakt rechtsverbindlich und zur Renten—

zahlung verpflichtend. Für die Frage, ob der Entziehungsbe—.

scheid rechtmäßig oder rechtsWidrig ist, kommt es bei der An—

fechtungsklage grundsätzlich auf die Sach— und Rechtslage im

Zeitpunkt der Verwaltungsentscheidung, nicht der gerichtlichen

Entscheidung an (BVerwG 1, S. 55, 2, S. 55, so auch BSG. vom
12. Februar 1958 in SozR. SGG % 5A Da ? Nr. 50). Die Gesetzmäßig—

' keit des Aufhebungsbescheids vom 20. November 1952 ist daher

nach Ziffer 26 SVA 11 zu beurteilen. '

Die Voraussetzungen, unter denen der
Beklagte nach Ziffer 26

der SVA 11 die Bescheide aufheben konnte, waren auch gegeben.

Das Tatbestandsmerkmal, Von dem es hier abhängt, ob sich die

Voraussetzungen der Bescheiderteilung als unzutreffend erweisen,

ist der ursächliche Zusammenhang der Leiden des Klägers mit

Einwirkungen bei den Luftangriffen 1945. Nicht die allgemeine

medizinische Auffassung von der Natur des Leidens des Klägers

und der Wahrscheinlichkeit eines ursächlichen Zusammenhangs mit

den Bombenangriffen hat sich geändert, wie der Kläger meint,

sondern die frühere Beurteilung des Einzelfalles war schon im

Zeitpunkt des ersten Bescheids nach damaliger medizinischer Auf—

fassung falsch. Das hat das LSG. ohne Rechtsirrtum festgestellt.

Die Entscheidung, ob ein ursächlicher Zusammenhang im natur—

wissenschaftlich—philosophischen Sinn vorliegt oder nicht, ge—

hört zur Tatsachenfeststellung und ist Sache der Beweiswürdigkeit

des LSG. (@ 128 sea). Die Vorschrift in Ziffer 26 SVA 11 "wenn

festgestellt wird, daß ...... sich erweisen" wendet sich an die
Überzeugungsbildung der Tatsacheninstanz. Sie bestimmt, welcher

Grad von subjektiver Sicherheit dafür zu fordern ist, daß das

Gericht es als erwiesen ansehen kann, daß die Voraussetzungen

der Bescheiderteilung unzutreffend sind (vgl. Urteil des erken-

nenden Senats vom 15. November 1957 in BSG. 6 S. 106). Das LSG.

hat festgestellt, daß die in den Bescheiden vom 12. Januar 19A9

und 15. November 1951 genannte Herzmuskel— und allgemeine Nerven—

schwäche bereits nach den medizinischen Erkenntnissen jener Zeit

eine Fehldiagnose war und daß der Kläger an Aortensklerose,

Lungenemphysem und vegetativer Dystonie leidet. Es hat weiter

auf Grund der übereinstimmenden Gutachten der medizinischen

Sachverständigen festgestellt, daß die Leiden des Klägers "
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Sicherheit” nicht mit den Vorgängen anläßlich der Luftangriffe

19Ä3 zusammenhängen° Diese Feststellungen des LSG° enthalten

Tatsacheno Nach @ 163 SGG ist das BSG° an die in dem angefochte—

nen Urteil getroffenen tatsächlichen Feststellungen gebunden,

außer wenn in Bezug auf diese Feststellungen zulässige und be—

gründete Revisionsgründe vorgebracht sind° Der Kläger hat in

seinem Revisionsvorbringen diese Tatsachenfeststellungendes LSG°

nicht angegriffen„ Der Senat ist daher an sie gebunden (vgl° die

Ausführungen im Urteil des BSG° vom 4„ Stptember 1956 — 10 BV
70/54 —, die in der Veröffentlichung BSG° 3 8° 251 (263) nicht

enthalten sind)„ " “

Eine Gesetzesverletzung des LSG„ ist somit nicht festzustellen°

Die Revision ist daher nicht begründet° Sie war gemäß @ 170

Abs° 1 Satz 1 SGG zurückzuweisen„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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